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2. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Rechtsgrundlaqen:

- Baugesetzbuch (BauGB) v. 18.08'1997

- e;u;rttrng.verärdnung (BauNVO) v' 15'9'77, zuletzt geändert durch die 4' VO zur

Anderung der BauNVO v. 23.1.90

- Landesbäuordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) v'24'11 98

- Planzeichenverordnung 90 (PlanzV 90) v' 18"12'90

- t-anJespttegegesetz RÄeinland-Pfalz (LPflG) i d'F u ' 27 '3'87

- Ärtif"f i lAiOärung des Bundesnaturschutzgesetzes) des Investitionserleichterungs-

und Wohnbaulandgesetzes uom22' April 1993

-GemeindeordnungRheinIand-Pfa|z(Gemo)v.14'12.73,2uletztgeändertdurch
Gesetz v. 8.4.91

_ Äundes_lmmissionsschutzgesetz (BlmschG) i.d.F. v. 14.5.90, zuletzt geändert durch

Gesetz v. 10.12.90

2.1

2.1.1

2.1.1.1

2.1.1.2

2.1.2

2.1.2.1

2.1.2.2

Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung ($ 9, Abs. 1 Nr' 1 BauGB)

Dorfgebiet (MD) gemäß $ 5 BauNVO
- zulässig sind Vörhaben gemäß S 5 Abs. 2 Nr' I - 5 BauNVO

Mischgebiet (Ml) gemäß $ 6 BauNVO

- zuläjsig sind Voihaben gemäß $ 6 Abs. 2 Nr' 1 - 4 BauNVO

Maß der baulichen Nutzung (S 9' Abs' 1 Nr. 1 BauGB)

Die Anzahl der Vollgeschosse ist im Plan festgelegt Die Festsetzung

I + D ist als 1 Vollgeschoß zuzüglich einempachgeschoß definiert' das

gemäß S 2 Abs. 4 LBauO als Vollgeschoß zulässig ist'

Das Maß der baulichen Nutzung wird wie nachfolgend festgesetzt:

Bereich A1 (l + D):

Bereich A2 (ll):
BereichB(l +D):
Bereich C (ll-lV):

GRZ = 0,4 GFZ = 0,8
GRZ = 0,6 GFZ = 1,2

GRZ = 0,4 GFZ = 0,8
GRZ GFZ (geregelt durch Baulinie)

Bereich D (l + D): GRZ = 0,6 GFZ = 1,2

Bereich E (l + D): GRZ = 0,5 GFZ = I'O
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2.1.2.3 Höhe baulicherAnlagen:
Nachfolgende Gebäudehöhen bezogen auf die Anzahl der zutässigen
Vollgeschosse dürfen nicht überschritten werden:

Bereich Al (l + D):
Bereich B, D, E (l + D):
Bereich C (ll-lV):
Bereich)q, A2 (lt):

Traufhöhe Firsthöhe
5m gm
5m gm

13m 16m
7m 11m

Auf der Grundlage von g 16 BauNVO bemißt sich die Traufhöhe
zwischen der im Mittel bestimmten Höhe an der straßenseitigen
Grundstücksgrenze und dem schnitt der Außenseite oer nuäenwanu mit
der Oberseite der Dachhaut.

2.1.3 Bauweise (g 9, Abs. 1 Nr.2 BauGB)

Bereich Al : offene Bauweise;
Einzerhäuser mit einer Länge von höchstens 15 m und einer
Wohneinheit
ooer
Einzelhäuser mit einer Länge bis zu 1g m und maximal zwei
Wohneinheiten (Doppelhaus)

Bereich 42: offene Bauweise; Hausgruppen als Reihenhäuser, Hausbreite
variabel bis maximal 25 m

Bereich B: offene Bauweise; zwingend Einzelhäuser mit einer Länge von
höchstens 25 m.

Bereich c: offene Bauweise; zwei- oder mehrgeschossijes Einzerhaus.

Bereich D: offene Bauw_eise; zwingend Einzelliäuser mit einer Länge von
höchstens 25 m.

Bereich E: offene Bauweise; zwingend Einzelhäuser mit einer Länge von
höchstens 25 m.

2.1 .4 Garagen und Stellplätze (g 9, Abs. 1 Nr, 4 BauGB)

a) Garagen mit direkter Zufahrt müssen von den öffenflichen Verkehrsflächen(Zufahrtszone) mind. 5 m zurückstehen.

b) Garagen mit indirekter Zufahrt müssen von den öffenflichen Verkehrsflächen
mind. 1 ,50 m zurtlckstehen.
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2.1.5 Nebenanlagen (S 23, Abs. 5 Bau NVO) :

Nebenanlagen ausgenommen Einfriedungen, erforderliche Zugänge ündZufahrten müssen von den öffenflichen Värkehrsfläche" ,"J\iö;;,iiO. t,som zurückstehen.

2.1.6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belastete Flächen
(g 9, Abs. .l Nr. 21)

lm Planungsgebiet vorhanden.

2.1 '7 v^on der Bebauung freizuhartende schutzflächen - sichtdreiecke
(g 9, Abs. .t Nr. 10 BauGB)

Pflanzungen im Bereich der Einmündung von straßen ,Jürfen in Form vonunterpflanzungen eine Höhe von o,ao r;nicht uoerschreiten. oi" pi"""ri."nfestgesetzten Baumpflanzungen müssen 
"in 

ii.trtr"urpronr 
""r-riiii. ääo .nbeinhalten.

2' 1 '8' Frächen für wasserrtickhartung und Regerung des wasserabflusses
(S9 Abs. 1 Nr. 16, g9 Abs.6 Aauegt
Die ars Regenrückhartebecken gekÄnnzeichnete Fräche dient vorwiegend demA.uffangen von Regenwasser der Dachflächen, das im Trennsystem direktdiesem Becken zugeführt wird. Ausftlhrunj unä eestartung näJ;ä.;näärt",wasserrechfl icher planung.

2.2 Grünordnerische Festsetzungen
Diese_Festsetzungen sind Bestanäteile zur Ausgleichsregelung
und Maßgabe für Ausgleichs_ Uzw. ersaümaÄnahmen.

2.2.1 Gehölzveruvendung
Forgende Baum- und straucharten werden zur umsetzung ater nachforgenoaufgeführten gnjnordnerischen Festsetzuffi vorgeschlagen:

Bäume l. Ordnunq
Acer pseudoplatanus
Pyrus pyraster
Fraxinus excelsior
Tilia platyphyilos
Tilia cordata
Juglans regia
Prunus avium

Bäume ll. Ordnunq
Acer campestre
Crataegus laevigata
Malus
Sorbus aria
Sorbus aucuparia

(Bergahorn)
(Birne)
(Esche)
(Sommerlinde)
(Wnterlinde)
(Walnuß)
(Vogelkirsche)

(Feldahorn)
(Rotdorn)
(Zierapfet)
(Mehlbeere)
(Eberesche)
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Sträucher
Lonicera xylosteum
Rubus idaeus
Cornus mas
Ligustrum vulgare
Prunus spinosa
Sambucus nigra
Prunus padus
Corylus avellana

(Heckenkirsche)
(Himbeere)
(Kornelkirsche)
(Liguster)
(Schlehe)
(Schwazer Holunder)
(Traubenkirsche)
(Haselnuß)

Zusätzlich sind Obstbäume wie Süßkirsche, Apfel oder Birne
möglich. Dabei sollten möglichst traditionelle Sorten
verwendet werden.

2.2.2 Austührun g szeitraum der Pfl anzmaßnahmen

Die Bepflanzung der öffentlichen Grünflächen muss analog des
Erschließungsausbaues erfolgen. Zur Bepflanzung der privaten Grünflächen
siehe 3.3 Hinweise.

2.2.3 Mindestens 40 % der nicht überbauten Grundstücksfläche sind als
"Grünflächen" (Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen; g 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB) anzulegen . Sie sind mit
Gehölzen zu bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die im
einzelnen nachfolgend aufgeführten Festsetzungen werden dieser Maßgabe
angerechnet.

Abweichend von Absatz I verhalten sich die Bereiche A und C (südliche
Hälfte), bei welchen eine flächige Begrünung der nicht überbaubaren
Grundstücksfl äche festgesetzt wird.

2.2.4 Auf allen Grundstücken ist je'180 qm Grundstücksfläctre ein Laubbaum
zu pflanzen. Davon muß mind. 1 Baum im Vorgarten (zur Erschließungsstraße
hin) gepflanzt werden ($ I Abs.'l Nr. 25a BauGB).

Hierbei sind die im Plan aufgeführten Standorte möglichst zu berücksichtigen.
Der genaue Standort ergibt sich jedoch erst nach endgültigem
Grundstllckszuschnitt bzw. unter Berücksichtigung erforderlicher Zugänge und
Zufahrten sowie der Nachbarrechtsgesetzgebung. ti

2.2.5 Für dieGrundstücke, die an die Nordost und Ostgrenze des Baugebietes
anschließen, (Bereich B, C und D), gelten folgende Pflanzgebote bzw.
Bindungen für Bepfl anzungen:

a) Innerhalb der besonders gekennzeichneten Pflanzfläche (Fläche zum
Anpflanzen von Bäumen, Skäuchern und sonstigen Bepflanzungen; $ 9
Abs.1 Nr. 25a BauGB) ist je 8 m Grundstücksbreite - gemessen entlang der
Grenze - ein Obstbaum als Halb- oder Hochstamm mit einer Wuchshöhe von
mind. 3,50 m zu pflanzen.
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b) Innerharb der besonders gekennzeichneten pflanzfläche sind Nadergehörze
unzulässig.

2.2.6 Hecken als Einfriedungen enflang den öffenflichen Verkehrswegeflächen dürfen
nur mit Laubgehölzen (2. B. Liguster, Hainbuche, Buchsbaum 

"i". 
,nJ- 

-

. Sträucher gemäß2.2.1) hergestellt werden. 
i

seitliche noch nicht definierte Grenzen sind von beiden EigentrJmern
beiderseits je mind. 1,5 m breit mit unler 2.2.l vorgeschhgLnen straucharten
abzupflanzen (g 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB).

2.2.7 Die im Bereich der straßenversätze festgelegten öffenflichen Grünflächen sindfrächig nach gesondertem Gestartungspran z-u begrunen; die Anzahr derplanerisch dargesteilten Baumstandorte und deren Anordnung sind einzuharten.

2.2.8 Mindestens 1 0 % der.zur Haupterschrießungsstrasse zugewandten
Außenfrächen sind mit rankenden oder schringenden pflänzen zu begrunen 19 gAbs'1 Nr. 2sa BaucB). Hiezu sind am Gebaüde pnanzueete von i" i i.i.'r q.fachgerecht anzulegen.

(Blauregen)
(Efeu) i
(Gemeine Waldrebe)
(Waldrebe)
(Jelängerjeliebed
(Kletterhortensie)
(Kletterrosen)
(Knöterich)
(Pfeifenwinde)
(Wnterjasmin)
(WilderWein)

2.2.9 Unter Maßnahmen .gT.S9!ug, zur pflege und zur Enlwicklung von Natur undLandschaft (g 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) werden im Besonderen üaSn"ft;än ,r,Ausgreich bzw. Ersatz von Beeinträchtigungen des Naturhausharts ,"a 0""Landschaftsbirdes festgesetzt (siehe +. Lanlschaftspraierischer
Beitrag).

Als eingriffspezifische Kompensationsmaßnahme ist im vorriegenden Fail derAufbau eines wardrandes mit wardmanter (Bäume tr. o/.ununi mit siiau"n"rnlund Krautsaum nach Vorgaben der potentieilen natürrichen vägetation 
--"'

(Hainsimsen-Buchenward) in der Grbßenordnung von 4,;966 qri vorgesehen.
Die Fläche für die Kompensationsmaßnahme t*gt die Fr.Nr. +ssa ,-nd [d inder Gewanne 'Auf der Kälbert".

Artenliste (Vorschlag):

Wisteria sinensis
Hedera helix
Clematis vitalba
Clematis- Hybriden
Lonicera caprifolium
Hydrangea petioralis
Rosa- Arten
Polygonum aubertii
Aristolochia macrophylla
Jasminum nudiflorum
Parthenocissus- Arten
Weinreben
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2.3 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

2.3.1 Dächer (g 88 Abs.1 Nr. 1 LBauO)

a) Es sind nur Safteldächer oder gegeneinander versetäe puttdächer zulässig;
in dem Bereichen C jedoch ausschließlich Walmdächer.

. Untergeordnete Gebäude und Gebäudeteile sowie;an das Hauptgebäude
angebaute Garagen dürfen auch als pultdach auslefi.lhrt werden.

b) Die zulässige Dachneigung beträgt für die jeweiligen Bereiche:
41...,,,,30'- 45"
A2 30. _40.

35' - 45'
15'- 30'

D 30" - 35"
30" - 40'

B
c

F._.._.....30. _ 40"
Saftel- und gegeneinander versetzten pultdächern sind mit gleicher
Dachneigung herzustellen.

c) Untergeordnete Gebäudeteile sowie Garagen könrien mit anderer
Dachneigung errichtet werden, dabei darf ein Neigyngswinker von 20. nicht
unterschritten werden. i

d) Die Farbe der Dachdeckung ist nur in ziegelrot bis rotbraun zulässig.

e) Garagen und offene, pergoraähnriche überdachte steilprätze (carports),
dürfen mit Flachdach errichtet werden, wenn das Elachdach - zur lntegration
in das Landschaftsbild - begrünt wird (g 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB). .

:

2.3.2 Dachaufbauten/Dacheinschnitte (g S8 Abs.1 Nr. 1 LBauO)

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind allgernein zulässig, wenn sie die Ge-
schlossenheit und den charakter des Daches nicht stören. bie Kombination von
Dachaufbauten und Dacheinschnitten auf ein- und derselben Dachseite ist nicht
zulässig.

2.3.3 Kniestöcke (S 88 Abs.1 Nr. 1 LBauO)

Über der Decke des Erdgeschosses sind Kniestöcke nur bis zu einer max.
Höhe von 1,50 m zulässig, gemessen von oK Rohdeöke bis zum schnittDunkt
zwischen Gebäudeaußenwand und UK Dachsparren.

j

2.3.4Gesta|tungAußenwände($88Abs'1Nr.1LBauo)

Die Fassaden sind zu verputzen, wahlweise kann deckend gestrichenes Sicht-
mauerwerk venarendet werden. Für die wände sind nqrr Farbtöne wie ocker.
Sand, Belge sowie gebrochenes Weiß zulässig. Für uhtergeordnete
Gebäudeteile sind auch Holzverkleidungen in Holzfaibtönln zulässig.
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2.3.5 Werbeanlagen (S 88Abs.1 Nr. 1 LBauO)

Pro Baugrundstück sind werbeanragen nur bis zu einer max. Größe von
insgesamt 1 qm zulässig. Grelle Farben sind zu vermeiden.

2.3.6 Antennenanlagen (g 88 Abs.1 Nr.6 LBauO)

Für den Gertungsbereich des Bebauungspranes sind Arirßenantennen zurässig,jedoch maximal 1 Antenne ie Haus.

i

2.3.7 Einfriedungen (g 88Abs.1 Nr.3 LBauO)

lm Gebiet F sind straßenseitig keinerlei Einfriedungen zulässig.

sonstige Einfriedungen dürfen eine Höhe von insgesamt 1,20 m nicht
überschreiten, gemessen von oK angrenzender üerkehrsfiäche. Zurässig sind
nur transparente Einfriedungen aus Drahtgeflecht oder senkrechter Holziattung
auf einem max. 50 cm hohen Betonsockel. ;

Einfriedungszäune sowie Mauern, die ars architektonisch geschrossene wand
in Erscheinung treten, sind unzulässig. , -

Einfriedungszäune sind mit einer Kretterpflanze je 10 rfm zaun zu begrünen.
(Pflanzenauswahl nach 2.2.8) 

,

i.
2.3.8 Lager-, steilprätze und unbebaute Frächen/Höfe (g g8 Abs.1 Nr.3 LBauo)

Bei Lagerprätzen ist zur optischen Abschirmung eine gesonderte ca. 1,g0 m
hohe Abpflanzung (pflanzenauswahl nach 2.2.i) odeiein änderer wirksamer
Sichtschutz (2.8. aus Holz) zu errichten. Vorgärtqn dürfen nicht afs Lagli_'oAer
Arbeitsfl ächen genutzt werden

stellplätze sind so anzuregen, dass zu je vier steilprätzen ein großkroniger
Laubbaum gepflanzt wird (pflanzenausw ahl nach'2.2.1) -

2.3.9 Mülltonnenbehälter und Tanks (g 88 Abs.1 Nr.3 LBauO):

Mülltonnenstellplätze--oder im Freien aufgestellte Behärkir für flüssige odergasförmige Brennstoffe sind mit Mauern oder SichtschuEzäunen zü
!!9eben oder dergestart mit Gehörzen abzupfranzen lpiranzenauswahr nach
2.2. 1), dass sie der Ansicht von öffenflichen öhaßen ,no w"g.; 

";Äöen' 
sino.

Müllbehälter müssen.so.untergebracht sein, dass sie vorir öffänfliJen "
Straßenraum aus nicht direkt eingesehen werden konneir.
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3.

3.1

HINWEISE

15

Auf die Bestimmungen des Denkmalschutz- und -pflegegesetzes wird
hingewiesen; hiernach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund
unvezüglich zu melden, die Fundstelle soweit als mögtich unverändert zu
lassen und die Gegenstände gegen Verlust zu sichern.'

3.3

3.5

3.2 Die Bepflanzung der privaten Grünflächen soll innerhalb von zwei Jahren nach
Bezugsfertigkeit abgeschlossen sein. Diese Forderungisoll Bestandteil der
Baugenehmigung werden. 

'

Zur Verminderung des Gefahrenpotentials im Bereich vion Kreuzungspunkten
soll eine Geschwindigkeitsbeschränkung (30 km/h) für das gesamte Plangebiet
erfolgen, eine Rechts-vor-Links Regelung gelten und bestimmte Bereiche der
inneren Erschließung als Spielstraßen gewidmet werden.

Für die Dachflächen besteht keine Anschlußpflicht an das öffentliche
Kanalsystem; das anfallende Dachwasser kann durch Rückhaltung einer
Wiederverwendung zugeführt werden. lm Falle der Rtickhaltung ist ein Überlauf
an das öffentliche Abwassersystem einzurichten, eine wasserrechtliche
Erlaubnis bzw. Genehmigung ist nach LWG SS 26 und 27 erforderlich.

LANDSCHAFTSPLANERTSCHER BETTRAG (GRÜNORDNUNG)

Rechtliche Grundlagen

Rechtliche Grundlagen des landschaftsplanerischen Beitrageb biHen:

Artikel 5 (Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes) des Investitionserleichterungs-
und Wohnbaulandgesetzes, hier insbesondere die Einfügung von g 8a
Bundesnaturschutzgesetz worin geregelt wird, dass dic Verpflichtung zum Ausgleich,
Ersatz oderzur Minderung von Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des
Landschaftsbildes primär "auf den Grundstticksflächen" zu erfolgen hat. Nach
Ausschöpfung aller stadtökologischer Maßnahmen, welche auf der Grundlage von g 9
BauGB festsetzbar sind, verbleibt die Möglichkeit Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
im "sonstigen Geltungsbereich" zu treffen.

S 17 LPfIG (Landschaftsplanung in der Bauleitplanung), welcherfestlegt, dass in den
Flächennutzungsplänen die örtlichen Erfordernisse und Maßrlahmen zur
Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschäftspflege darzustellen
und in den Bebauungsplänen festzusetzen sind (Abs.1). Grundlagen hierfür sind
Erhebungen, Analysen und Bewertungen des Zustandes von:Natur und Landschaft
und deren voraussichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung der bestehenden
Nutzungen (Abs. 2). Weiterhin ist im verbindlichen Bauleitplan zur
Umweltverträglichkeit dazulegen, wie Beeinträchtigungen voir Natur und Landschaft
vermieden und unvermeidbare Beeinhächtigungen ausgeglichen bzw. durch
entsprechende Ersatzmaßnahmen kompensiert werden sollen.

4.

4.1


